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Ausländische  Pflegekräfte:  Deutsche
Arbeitgeber fordern `Care card´ anstelle
der allgemeinen ´Blue card´

Der  Bundesverband  bpa  fordert  Anwerbeprogramm  und
unkomplizierte  Aufenthaltstitel  für  Pflegekräfte  aus  Drittstaaten.  Die
>´Blaue  Karte´  der  EU  für  Fachkräfte  mit  Hochschulabschluss  sei
ungeeignet,  es  müsse  dringend  eine  spezielle  `Care  card´  her.

 

„Während  die  Politik  den  Mangel  an  Pflegekräften  beklagt,  werden
hochmotivierte Fachkräfte durch Bürokratie und Desinteresse davon abgehalten,
nach Deutschland zu kommen“, kritisiert bpa-Präsident Bernd Meurer. Mit einer
speziellen  Blue  Card  auch  für  Pflegekräfte  könnte  die  Bundesregierung  die
Sicherheit der pflegerischen Versorgung enorm steigern, so Meurer und fordert:
„Es muss endlich eine Care Card geben.“

Die klassische Blue Card ist ausgerichtet auf Ingenieure oder Digitalexperten und
komme für Pflegekräfte regelhaft nicht infrage. Diese Hürden müssen abgebaut
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werden, so der bpa. Stattdessen müssten wir die Pflegekräfte in Ländern mit
einer  umgekehrten  demografischen  Entwicklung  gezielt  vor  Ort  mit
Anwerbebüros  ansprechen,  in  denen  Visa-  und  Anerkennungsfragen  geklärt
werden können, und sie mit einem unkomplizierten Aufenthaltstitel willkommen
heißen.

Sonderfall Ukraine: Rasche Anerkennung beschlossen

Die Berufsqualifikationen von aus der Ukraine geflüchteten Pflegekräften und
Ärzt*innen sollen in Deutschland zügig anerkannt werden. Darauf haben sich die
Gesundheitsminister der Länder am 11. April in einer Videokonferenz geeinigt,
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